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Schon schien es, als seiendieGeg-
ner der Bilateralen III im Vorteil.
Lautstarkmeldeten Ständerätin-
nen und Ständeräte ihre Vorbe-
halte an dieser «Monstrosität»
an (Heidi Z’graggen, Mitte), wel-
che die «Souveränität missach-
tet» (Daniel Fässler, Mitte), sie
redeten von einem «Einfallstor»
für die EU (Peter Hegglin, Mitte)
und hielten das Wort «Kolonial-
vertrag» für «zu harmlos» (Beat
Rieder, ebenfalls Mitte).

Zuletzt stimmte der Ständerat
gestern Abend auch nochmit 23
zu 17 dafür, die neuen EU-Verträ-
ge dem doppelten Mehr zu un-
terstellen. Damitwürden sie nur
angenommen, wenn sie sowohl
eineMehrheit derVolksstimmen
als auch der Standesstimmen er-
reichen. Die kleinen EU-skepti-
schen Kantone erhielten mehr
Gewicht – und es bräuchte ein
Volksmehrvon 55 bis 59 Prozent,
damit eine Mehrheit der Kanto-
ne sicher ist.

Läuft also alles für die Gegner
der Bilateralen III?

Eine breite Koalition ist
für die Bilateralen III
Nein, findet FDP-Nationalrat Si-
monMichel,Aussenpolitiker und
Befürworter des EU-Pakets. Im
Gegenteil. Stundenlang sass er
diese Woche hinten im Stände-
ratssaal, einen dickenOrdner auf
den Knien, die Blätter grosszü-
gig mit Leuchtstift markiert. In
diesem Ordner notierte Michel
fein säuberlich, wie der Stände-
rat entschied.AmEndevonmehr
als 20 Stunden Debatte und vie-
len Abstimmungen sieht er ein
ganz anderes Bild: Eine deutli-
cheMehrheit hat sich für dieVer-
träge ausgesprochen.

Die gespaltene Mitte, die ge-
spaltene FDP: Ihre Mitglieder
im Ständerat stimmten mehr-
heitlich für die Bilateralen III.
Ein ums andere Mal standen am
Ende dieselben Zahlen auf der
Abstimmungstafel: 29 gegen 15.
Eine breite Koalition befürwor-
tet die Bilateralen III: SP, Grü-
ne, GLP, eine Mehrheit der FDP,
eine Mehrheit der Mitte. Dage-
gen stimmte meistens dasselbe
Grüppchen aus SVP und je vier
Angehörigen der Mitte und der
FDP. Und während die Gegner
aus der Mitte-Partei viel Aufse-
hen erregten mit provokativen
Stellungnahmen, hielten sich die
vier aus der FDPauffällig zurück.

Die Europa-Allianz funktio-
nierte also bis auf wenige Aus-
nahmen–etwabeimStändemehr.

Auch Mitte-Nationalrätin Eli-
sabeth Schneider-Schneiter ist
nach demDebattenmarathon zu-
versichtlich. «Die Entscheide zei-
gen, dass es eine klare Mehrheit
für die Weiterführung des bila-
teralenWegs gibt», sagt die Aus-
senpolitikerin. «Gleichzeitig sieht
man,dass bei einzelnen Punkten
nochum tragfähige Lösungenge-
rungenwird.Wirmüssen hier im
Nationalrat Brücken bauen.»

Die Kruxmit
dem Ständemehr
Es sind vor allem drei Baustel-
len. Da sind zwei Bestimmun-
gen, an denen die Europäische

Union Anstoss nehmen könnte:
beim Bleiberecht für EU-Bürger
nach fünf Jahren sowie bei der
Pflicht, einen Strafregisteraus-
zug vorzulegen.

Die dritte und dringends-
te Differenz aber ist das Stän-
demehr. «Im Nationalrat wird
wohl eine Mehrheit dem Bun-
desrat folgen und dieAnträge für
ein Ständemehr ablehnen», sagt
Michel: die Ratslinke und eine
Mehrheit vonMitte und FDP. Seit
Monaten führtMichel Gespräche
und Strichli-Listen. «Meine Zäh-
lung ergibt rund 105 Stimmen
gegen das Ständemehr, es wird
also ein knapper Entscheid»,
sagt Michel. Umso spannender
wird es,weil mehrere Gegnerin-
nen des Ständemehrs denNatio-
nalrat voraussichtlich verlassen
werden.Michel hat schon ausge-
lotet, wie ihre Nachfolger stim-
men könnten.

Stellt sich derNationalrat ge-
gen das Ständemehr, der Stän-
derat hingegen dafür, dürfte die
Frage in der sogenannten Ei-
nigungskonferenz entschieden

werden. Dort sind die Aussen-
politiker in der Überzahl – was
gegen das Ständemehr spricht.

Michels Hoffnungen reichen
längst weiter: auf einen zügigen
Fahrplan. Schon heute Morgen
trifft sich die Aussenpolitische
Kommission zu einer ersten Sit-
zung dazu. «Den meisten Ent-
scheiden des Ständerats können
wir im Nationalrat zustimmen,
es wird nur wenige Differenzen
geben», sagt er. «Wir können den
Stabilisierungsteil der Bilatera-
len III imDezember imNational-
rat durchberaten und die Diffe-
renzen bereinigen.»

Abstimmung
schon im Sommer 2027?
Dannwäre die grosse Europaab-
stimmung im Juni 2027 – noch
vorden eidgenössischenWahlen.
«Daswäremein bevorzugtes Sze-
nario», so derFDP-Nationalrat.Es
würdebedingen,dasPaket derBi-
lateralen III zweizuteilen.ZurAb-
stimmungkäme im Juni 2027 nur
der institutionelle Teil mit den
Regeln zurdynamischenRechts-

Die Befürworter der EU-Verträge sehen sich
trotz des Entscheids im Ständerat im Aufwind
Nach Marathondebatte Die Bilateralen III sollen nur gelten, wenn auch eine Mehrheit der Kantone
Ja stimmt. Nun gehen die Fürsprecher einer Annäherung an Brüssel in die Offensive.

Im Wettrennen um die Vorherr-
schaft bei künstlicher Intelligenz
werden die Warnungen vor der
neuen Technologie immer lau-
ter. Open AI stoppte am Montag
die Veröffentlichung seines neu-
esten KI-Modells GPT-6.1 Astra.
Als Grund nannte das Unterneh-
men Sicherheitsbedenken. Kon-
kurrent Anthropic plant, dem-
nächst an die Börse zu gehen. Im
Börsenprospekt wird der Nach-
richtenagentur Reuters zufolge
vor«existenziellenRisiken fürdie
Menschheit» durchdieTechnolo-
gie des Unternehmens gewarnt.

Beide Unternehmen weisen
schon längerauf potenziell katas-
trophale Folgen der künstlichen
Intelligenz hin und fordern eine
härtere Regulierung durch die
Politik.VergangeneWochewarn-
ten SamAltman und Dario Amo-
dei, die GründervonOpenAI und
Anthropic,vordemUNO-Sicher-
heitsrat vordenKI-Gefahren.Das
Thema stand auchbei einemMit-
tagessen mit US-Präsident Do-
nald Trump im Mittelpunkt, zu
dem am Dienstag neben Vertre-
tern von Anthropic und Open AI
auch die Chefs von Meta, Google
und Nvidia eingeladen wurden.
Gleichzeitigwächst die Kritik am
Gebaren der US-Techkonzerne,
das nach Meinung mancher Ex-
pertenvorallemdazudient,Kon-
kurrenz zu behindern und den
Wettbewerb einzudämmen.

Bald austauschbare
Massenware?
ArthurMensch etwa,Mitgründer
und CEO der französischen KI-
Firma Mistral, sieht in der Kom-
munikation der US-Konzerne ei-
nen Versuch, aus ihrem eigenen
FehlverhaltenKapital zu schlagen.
Zuletzt waren viele Vorfälle pub-
lik geworden, bei denen schlecht
gesicherteKI-Agenten andere Fir-
mengehackt hatten,um ihre Zie-
le zu erreichen.Mensch sagte die-
serRedaktion: «Eigentlich ist das
Ingenieursversagen, aberdie Fir-
men machen daraus eine ganz
andere Geschichte: Das ist zu
mächtig,wirmüssen aufhören.»

Menschvermutet,dass dieUn-
ternehmen, die jetzt wegen der
selbstverschuldetenVorfälle nach
Regulierung rufen, lediglich ver-
suchen, kleinere Konkurrenten
loszuwerden.Aufsichtsbehörden
indieUnternehmenzu lassen,ge-
setzliche Vorgaben einzuhalten
und das auch nachzuweisen, all
das kostet viel Geld, OpenAI und
Anthropic können sich das leis-
ten, kleinere Konkurrenten we-
niger. Regulatory Capture nen-
ne sich die Strategie, so Mensch.
«Das ist ein klassischerTrick, das
habenwir schon oft gesehen.»

Mensch, dessen FirmaMistral
sich als europäische Alternative
zu den US-Playern positioniert,
glaubt auch, die Motive der US-
Konkurrenten zu kennen. Deren
Geschäftsmodell, unter hohem
Kapitaleinsatz neue Modelle zu
trainieren und mit hoher Marge
den Zugang zu verkaufen,werde
nichtmehr lange tragen.Kosten-
los herunterladbare Modellewie
die vonMistral oder chinesischen
Anbietern lägen heute nur drei
oder vier Entwicklungsmonate
hinter den neuesten US-Flagg-
schiffen. Die Modelle, die heute
die astronomischen Bewertun-
gen von Open AI und Anthro-
pic rechtfertigen, könnten also

zur austauschbaren Massenwa-
re werden, so wie Strom.

Open AI liefert derweil wei-
teren Stoff für die Lesart, seine
Modelle seien einfach zu mäch-
tig.DasUnternehmen stoppte die
fürOktobergeplanteAuslieferung
des Modells GPT-6.1 Astra. Die
KI habe in Testläufen zu oft ver-
sucht,ArbeitsschrittevordenAn-
wendern geheim zu halten, und
habe oft Werkzeuge eingesetzt,
ohnenachErlaubnis zu fragen, so
OpenAI. Ein ähnliches Verhalten
war allerdings auch schon bei ei-
nem früherenModell beobachtet
worden.BeimsogenanntenRein-
forcement Learning für die Mo-
delle werden Lösungswege be-
lohnt, die ans Ziel führen – oder
danach aussehen. Bei einem frü-
herenModell hatteOpenAI selbst
eingeräumt,dass täuschendeAnt-
wortenhöherbewertet unddamit
verstärkt wordenwaren.

SowohlAnthropic als auchOpen
AI planenBörsengänge,um ihren
enormenBedarf an frischemKa-
pital zu decken. Open AI hat das
Vorhaben kürzlich verschoben,
derBörsengangwird nun fürAn-
fang 2027 erwartet. Anthropic
wird wohl schon in einigenWo-
chen Aktien auf den Markt brin-
gen. Reuters zitierte am Diens-
tag aus dembislang nicht öffent-
lichverfügbarenBörsenprospekt.
Auch dort nehmen die Warnun-
gen vor Gefahren durch KI viel
Platz ein: Etwa 80 der 261 Sei-
ten befassen sich damit,mit dem
Geschäftsmodell nur 48 Seiten.

Reuters zufolge strebtAnthro-
pic bei seinem Börsengang eine
Bewertung von zwei Billionen
US-Dollar an. Es wäre der gröss-
te Börsengang der Wirtschafts-
geschichte, grössernoch als Elon
Musks Spacex, das im Juni im
Nasdaq mit knapp 1,8 Billionen
Dollar bewertet wurde. Eben-
so wie Spacex macht Anthropic
noch Verluste – 2025 waren es
acht Milliarden Dollar Minus im
laufenden Geschäft. Allerdings
konnte Anthropic im gleichen
ZeitraumauchmehrUmsatzvor-
weisen,mit 4,6 Milliardenwar er
zwölfmal so hochwie imVorjahr.

Max Muth und
Gunnar Herrmann

Regulierungsforderung
sei ein «klassischer Trick»
KI-Markt Der Mistral-Chef wirft Anthropic
und Open AI vor, Gefahren aufzubauschen,
um kleinere Konkurrenten loszuwerden.

Die Europa-Allianz
funktionierte
im Ständerat
bis auf wenige
Ausnahmen – etwa
beim Ständemehr.
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«Eigentlich ist das
Ingenieursversagen,
aber die Firmen
machen daraus
eine ganz andere
Geschichte: Das ist
zumächtig, wir
müssen aufhören.»

Arthur Mensch
Mitgründer und CEO der
französischen KI-Firma Mistral
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Die Befürworter der EU-Verträge sehen sich
trotz des Entscheids im Ständerat im Aufwind
Nach Marathondebatte

übernahmeundderStreitschlich-
tung. Drei neue Abkommen über
Lebensmittelsicherheit,Gesund-
heit undStrommarktwürden erst
später besprochen.

Ein solch hohes Tempo hätte
vor kurzem noch kaum jemand
für möglich gehalten. «Ob es
klappt,weiss ich noch nicht,weil
die Gegenseitemit allerlei Anträ-
genversuchenwird, die Beratung
zu verzögern», sagtMichel. «Das
Geschäft ist parat, die meisten
Bürgerinnen und Bürgerwissen,
was sie stimmenwollen.Warum
solltenwir es auf die lange Bank
schieben?»

Bei der SVP hingegen redet
Aussenpolitiker Franz Grütervon
«grusigen Sachen», die hinter
den Kulissen liefen. Er will heu-
te vorschlagen, dass die Aussen-
politische Kommission je vier
Fachleute zu fünf Bereichen be-
fragt – ein Total von 20 Anhö-
rungen. Es würde den schnellen
Fahrplan von Michel ausbrem-
sen. Die andere Seite stellt sich
auf den Standpunkt, dass jene
Themen genügen, die der Stän-

derat noch nicht ausgeleuchtet
hat. «Es ist alles oberflächlich,
die meisten haben die Verträ-
ge gar nie gelesen, 2229 Seiten»,
sagt Grüter. «Das ist an Unserio-
sität kaum zu überbieten.»

Der Luzerner geht davon aus,
dass sich die Befürworter der
Verträge durchsetzen werden.
Die SVP stellt zwar die gröss-
te Fraktion, und sie hat ihre
Vertretung in der Aussenpoliti-
schen Kommission erst gerade
um Schwergewichte wie Frak-
tionschef Thomas Aeschi und
Asylchef Pascal Schmid aufge-
stockt – auch GregorRutz nimmt
derzeit teil. Dennoch dürfte die
SVP zuerst in der Kommission
unterliegen – und später auch
im Nationalrat.

Noch könnte der Ständerat
die Pläne der EU-Befürworter
durchkreuzen. Eine schnelleAb-
stimmung ist nur dann mög-
lich, wenn der Ständerat sich
bereit erklärt, die Differenzen
in der Wintersession auszuräu-
men. Die Spannung bleibt hoch
im EU-Dossier.

—Wiewill der Ständerat die
Zuwanderung drosseln – und
wann käme die geplante neue
Abgabe zum Zug?
Der Ständerat hat im EU-Paket
eine sogenannte Zuwanderungs-
abgabe hinzugefügt. Eine Firma
soll mindestens 4000 Franken
pro Jahr zahlen für einen Arbeit-
nehmer, den sie im Ausland rek-
rutiert. Diese soll nicht jederzeit
erhoben werden, sondern nur,
wenn der Bundesrat die Schutz-
klausel anruft. Und sie soll auch
fürPersonengelten,die ausDritt-
staaten in die Schweiz kommen.
Für Arbeitnehmer sollen die Fir-
men die Abgaben bezahlen.

Doch der Ständerat will auch
vonvolljährigenFamilienmitglie-
dern, die in die Schweizmitkom-
men, eineAbgabeverlangen.Die-
se müssten die Familien selbst
berappen. Bundesrat Beat Jans
stellte infrage, ob das mit dem
verfassungsmässigen Recht auf
Familie vereinbar sei. Ziel derAb-
gabe ist es, darauf hinzuwirken,
dass Firmen ihre offenen Stellen
mit Personen besetzen, die be-
reits in der Schweiz leben.

Dank des Schutzklauselkniffs
soll die Abgabe mit den EU-Ver-
trägen vereinbar sein – per se
verträgt sie sich mit dem frei-
en Personenverkehr zwischen
der Schweiz und der EU natür-
lich schlecht. Die Einnahmen
aus derAbgabe sollen an die Be-
völkerung verteilt werden –wie,
wäre demBundesrat überlassen.

—Darf der Bundesrat
selbst entscheiden, ob er die
Schutzklausel anruft, um die
Zuwanderung zu bremsen?
DerBundesrat hat fürdie Schutz-
klausel Kriterien definiert,
wann er sie anrufen kann. Die-
se «Kann»-Formulierung passt
demStänderat aber nicht: Erwill
den Bundesrat dazu verpflich-
ten, die Schutzklausel anzuru-
fen,wenn die definierten Indika-
toren zutreffen. Dies haben Es-
ther Friedli und Daniel Jositsch
im Rat vorgeschlagen – und
sich durchgesetzt.Daniel Jositsch
sagte, es bestehe die Gefahr, dass
der Bundesrat in dieser Sache zu
zögerlich sei.Und bemerkte: «Ich
möchte niemandem zu nahe tre-
ten.» Die Bemerkung war wohl
an SP-Bundesrat Jans gerichtet,
der im Saal sass und die Linie des
Bundesrats verteidigte.

—Weshalb will der Ständerat
die Kantone verpflichten,
einen Strafregisterauszug von
EU-Bürgern zu verlangen?
SVP-Ständerätin Esther Friedli
verlangte, dass EU-Bürger einen
Strafregisterauszug einreichen
müssen, wenn sie eine Aufent-
haltsbewilligung in der Schweiz
wollen. Kriminelle EU-Bürger
sollten so frühzeitig entdeckt
werden. Bundesrat Jans verwies
darauf,dass die Kantone eine sol-
che Pflicht ablehnen. Ihnen reicht
es, dass sie freiwillig einen Straf-
registerauszugverlangen dürfen.

Bundesrat und Verwaltung
warnten, dass die EUwegen die-
ser Änderung die Balance des
ganzen Pakets infrage stellen
könnte. GLP-Ständerätin Tiana
Moser warnte vergeblich, der
Rat solle nicht alle EU-Bürgerin-
nen und Bürger einem General-
verdacht aussetzen. Mit einem
Stichentscheid von Ständerats-
präsident Stefan Engler fand der
Antrag eine Mehrheit.

—Sollen Bezüger von Sozial-
hilfe und Arbeitslosengeld
aus der EU ein Gesuch stellen
dürfen, um dauerhaft in der
Schweiz bleiben zu können?
Hier weicht der Ständerat vom
Vorschlag des Bundesrats ab.
Dieser lautet so: Wenn EU-Bür-
gerinnen und -Bürger fünf Jah-
re in der Schweiz gearbeitet ha-
ben, sollen sie künftig ein Recht
auf Daueraufenthalt beantragen
können.Wenn siemehr als sechs
Monate von Sozialhilfe abhängig
waren,wird diese Dauer nicht zu
den fünf Jahren hinzugerechnet.

Esther Friedli forderte, dass
Personen,die Sozialhilfe oderAr-
beitslosengeld beziehen, grund-
sätzlich keinGesuch auf einDau-
eraufenthaltsrecht stellenkönnen.
Jans betonte,EU-Staatsangehöri-
ge hätten eine höhere Erwerbs-
quote als die Schweizer Bevöl-
kerung. Und er wies darauf hin,
dass die geforderte Einschrän-
kung nicht mit dem Freizügig-
keitsabkommenvereinbarsei.Der
Ständerat beschloss dieVerschär-
fungaber trotzdieserWarnungen.

—Haben sich alle
Massnahmen zum Lohnschutz
durchgesetzt, welche
die Sozialpartner und
der Bundesrat vorgeschlagen
haben?
Ja. Inklusive der umstrittenen
«Massnahme 14» zum Kündi-
gungsschutz für gewählteArbeit-
nehmervertreter. Diesewarnicht
Teil des ursprünglichen Sozial-
partnerkompromisses gewesen,
der Bundesrat hat sie zugunsten
derGewerkschaften ergänzt. Der
Gewerbeverband kritisierte das,
dieArbeitgeber entschieden sich
aber, die Massnahme nicht zu
bekämpfen. Bundesrat Guy Par-
melin betonte, damit erfülle die
Schweiz auch eine Forderung der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation, zu deren Umsetzung sie
sich bereits verpflichtet hatte.

Der Entscheid fiel mit 26 zu
19Stimmenvergleichsweisedeut-
lich,auchdiverseMitte- undFDP-
Vertreter sowieMauroPoggia,der
in der SVP-Fraktion politisiert,
nahmen die Massnahme an. Der
Entscheid ist ein wichtiger Teil-
sieg für die Befürworter des Pa-
kets. Folgt der Nationalrat dem
Ständerat, dürften die Gewerk-
schaften das EU-Paket an der
Urne entschlossen verteidigen.

—Sollen EU-Firmenweiterhin
eine Kaution bezahlen müssen,
bevor sie in der Schweiz
Aufträge ausführen?
Heute verlangt die Schweiz von
EU-Firmen eine Kaution, bevor
sie hierzulande Arbeiten ver-
richten dürfen. Daran stört sich

die EU, das ist einer der Grün-
de, weshalb sie eine Aktualisie-
rung der bilateralen Verträge
verlangt. Die neuen Verträge se-
hen eine Kaution nur noch dann
vor, wenn ein Unternehmen be-
reits gegen die Regeln verstossen
hat. DieWirtschaftskommission
des Ständerats wollte das rück-
gängig machen. Sie argumen-
tierte, es gebe keinen Grund, eine
Schwächung des Lohnschutzes
zu akzeptieren.Man belohne da-
durch den ersten Regelverstoss.

GLP-Ständerätin Moser hin-
gegen betonte, es sei wichtig, die
Dimensionen zuwahren.Bei über
viertausendbezahltenKautionen
habe es nur eine tiefe zweistel-
lige Zahl an Fällen gegeben, in
denen die Schweiz das Geld be-
halten musste, weil die Regeln
nicht eingehalten worden seien.
Sowohl Aussenminister Ignazio
Cassis als auch Parmelin sagten,
die Pläne der Wirtschaftspoliti-
kerwidersprächendemVerhand-
lungsresultat.DerBundesrat hal-
te es für unrealistisch, dass neue
Verhandlungenbei diesemPunkt
möglich wären. Das dürfte die
Mehrheit überzeugt haben – der
Ständerat nahm bei der Kaution
nämlich keine Änderung vor.

—Sollen EU-Studierende
die gleichen Gebühren
bezahlenwie ihre Schweizer
Kommilitonen?
Studierende aus der EU sollen
die gleichen Studiengebühren
bezahlen wie Schweizer. Das ist
eine Konzession der Schweizer
Verhandler an die EU. SVP-Stän-
derat Jakob Starkwollte das ver-
hindern und warnte vor explo-
dierenden Zahlen. Die Befür-
worter betonten, dass vereinbart
wurde, die Zahlen auf heutigem
Niveau zu halten. Der Ständerat
lehnte Starks Antrag knapp ab.

—Wiewill das Parlament
bei der Rechtssetzung der EU
informiert werden?
Parlament und Kantone legen
Wert darauf, möglichst früh von
neuen Gesetzgebungsprozessen
bei der EU zu erfahren, welche
die Schweiz betreffen. Im soge-
nanntenDecision Shaping soll die
Schweiz denn auch von Anfang
an am Tisch sitzen – allerdings
auf EU-Ebene nicht mitentschei-
den können. Damit das Parla-
ment kein wichtiges Thema ver-
passt,will der Ständerat etwa eine
Dienststelle derParlamentsdiens-
te in Brüssel schaffen. Zudemwill
erdenBundesrat verpflichten,das
Parlament «regelmässig, frühzei-
tig und umfassend» über Neue-
rungen zu informieren.

Larissa Rhyn

Die kleine Kammer hat das Paket
in wichtigen Punkten verschärft
EU-Verträge Seit Montag läuft die erste Ratsdebatte über
die Bilateralen III bereits. Antworten auf zentrale Fragen.

Gleich drei Bundesräte waren im Ständeratssaal präsent:
Guy Parmelin, Ignazio Cassis und Beat Jans. Foto: Keystone

«ImNationalrat
wirdwohl eine
Mehrheit dem
Bundesrat folgen
und die Anträge
für ein Ständemehr
ablehnen.»
Simon Michel
Nationalrat (FDP, SO),
Aussenpolitiker
und Befürworter des EU-Pakets
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